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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich

Allgemeinverfiigung des Landkreises Aurich zur Bestellung einer oder eines
Geldwaschebeauftragten in Unternehmen, die mit hochwertigen Giitern handeln

Auf Grundlage von § 7 Abs. 3 Satz 2 und § 50 Nr. 9 des Gesetzes lUber das Aufspilren von Gewinnen aus
schweren Straftaten (Geldwaschegesetz - GwG) in der zur Zeit gliltigen wird angeordnet:

1.

Unternehmen mit Hauptsitz im Landkreis Aurich sind verpflichtet, eine Geldwaschebeauftragte
oder einen Geldwaschebeauftragten und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter im Sinne
des § 7 GwG zu bestellen, wenn sie als Gliterhandler

a) mit folgenden hochwertigen Gitern handeln: Edelmetallen (wie Gold, Silber und Platin),
Edelsteinen, Schmuck und Uhren, Kunstgegenstanden und Antiquitdten, Kraftfahrzeugen,
Schiffen und Motorbooten oder Luftfahrzeugen,

b) der Handel mit diesen Gitern Uber 50 % des Gesamtumsatzes im vorherigen
Wirtschaftsjahr ausmacht (Haupttatigkeit),

c) am 31.12. des vorherigen Wirtschaftsjahres insgesamt mindestens zehn Mitarbeiter in den
Bereichen Akquise, Kasse, Kundenbuchhaltung, Verkauf und Vertrieb einschlieRlich
Leitungspersonal (insbesondere Geschaftsfiihrung) beschaftigt waren und

d) sie nach § 4 Absatz 5 GwG verpflichtet sind, (iber ein wirksames Risikomanagement zu
verfligen.

Die Bestellung der oder des Geldwaschebeauftragten und seiner Stellvertreterin/ seines
Stellvertreters sowie die Entpflichtung einer dieser Personen ist dem Landkreis Aurich
Burgerdienste, Ordnung und Sicherheit/

Abteilung fir Sicherheit und Ordnung

Fischteichweg 7-13

26603 Aurich

E-Mail: Ordnungsamt@Ilandkreis-aurich.de

vorab schriftlich mit den beruflichen Kontaktdaten (Name, Vorname, Anschrift, Telefon, E-Mail
Adresse) mitzuteilen.

Anderungen dieser Angaben sind unverziiglich anzuzeigen. Fiir Mitteilungen kann der unter
www.landkreis-aurich.de abrufbare Vordruck verwendet werden.

Von der Verpflichtung zur Bestellung eines Geldwaschebeauftragten kann auf Antrag befreit
werden, wenn nachgewiesen wird, dass die Gefahr von Informationsverlusten und -defiziten
aufgrund arbeitsteiliger Unternehmensstruktur im Hinblick auf die Vorschriften zur
Geldwdaschepravention nicht besteht und nach risikobasierter Bewertung anderweitige
Vorkehrungen getroffen werden, um Geschaftsbeziehungen und Transaktionen zu verhindern,
die mit Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhangen. Die Entscheidung liber den
Antrag ist geblihrenpflichtig.

Diese Allgemeinverfligung gilt zwei Wochen nach der ortstiblichen Bekanntmachung als bekannt
gegeben und ist ab diesem Zeitpunkt zu befolgen. Sie ersetzt ab diesem Zeitpunkt die
Allgemeinverfligung des Landkreises Aurich vom 21.12.2016 und setzt diese auRer Kraft. Die
Allgemeinverfligung und ihre Begriindung kénnen beim Landkreis Aurich, Burgerdienste, Ordnung
und Sicherheit/ Abteilung Sicherheit und Ordnung, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich, wihrend
der allgemeinen Sprechzeiten (Montag - Donnerstag von 08:00-12:00 Uhr, 14:30-16:00 Uhr sowie
Freitag von 08:00-12:00 Uhr) eingesehen werden.


https://www.landkreis-aurich.de/ordnung-veterinaer/ordnungswesen/ordnungsabteilung/gewerberecht/geldwaeschegesetz-gwg.html?path=https%3A%2F%2Fwww.landkreis-aurich.de%2Fpolitik-internes%2Fkreistag-ausschuesse%2Fsitzungstermine.html&cHash=ac0b3c1101c4ab86495ae5a27c7f56dc
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Begriindung

Rechtsgrundlage fiir diese Allgemeinverfliigung ist § 7 Absatz 3 Satz 2 GwG.

Danach soll die Aufsichtsbehorde anordnen, dass Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nummer 16 GwG
einen Geldwdschebeauftragten zu bestellen haben, wenn die Haupttatigkeit des Verpflichteten im
Handel mit hochwertigen Giitern besteht.

Bei den Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nr. 16 GwG handelt es sich um Giterhandler und damit nach
§ 1 Absatz 9 GwG um jede Person, die gewerblich Giter verduflert, unabhangig davon, in wessen
Namen oder auf wessen Rechnung sie handelt.

Hochwertige Giiter im Sinne des GwG sind gemal § 1 Absatz 10 GwG Gegenstdnde, die sich aufgrund
ihrer Beschaffenheit, ihres Verkehrswertes oder ihres bestimmungsgemaRen Gebrauchs von
Gebrauchsgegenstinden des Alltags abheben oder aufgrund ihres Preises keine Alltagsanschaffung
darstellen. Der Gesetzgeber zdhlt hierzu ausdriicklich Edelmetalle wie Gold, Silber und Platin,
Edelsteine, Schmuck und Uhren, Kunstgegenstiande und Antiquitdten, Kraftfahrzeuge, Schiffe und
Motorboote sowie Luftfahrzeuge.

Von einem Handel mit hochwertigen Glitern als Haupttatigkeit wird dann ausgegangen, wenn diese
Tatigkeit mehr als 50 % des Gesamtumsatzes im vorherigen Wirtschaftsjahr ausgemacht hat.

Der Landkreis Aurich macht mit der vorliegenden Allgemeinverfligung von der Anordnungsbefugnis
des § 7 Absatz 3 Satz 2 GwG nach pflichtgemaler Ermessensausiibung Gebrauch.

Die Bestellung einer oder eines Geldwéaschebeauftragten ist, auch unter Beriicksichtigung der
berechtigten Interessen der Betroffenen, in den unter Ziffer 1 genannten Unternehmen geeignet und
erforderlich, um dort durch Etablierung einer fiir die Implementierung und Einhaltung der
geldwascherechtlichen Vorschriften zustandigen Ansprechpartnerin oder eines Ansprechpartners fir
Beschaftigte und Aufsichts- bzw. Ermittlungsbehdrden eine stringente und dem konkreten
Risikopotential angemessene Einhaltung des Geldwdaschegesetzes sicherzustellen.

Von der Anordnung sind nur Unternehmen erfasst, die zum einen aufgrund ihres
Geschaftsgegenstandes einem erhohten Geldwascherisiko ausgesetzt sind und bei denen zum anderen
aufgrund ihrer BetriebsgroRe die Gefahr von Informationsverlusten und -defiziten aufgrund einer
arbeitsteiligen Unternehmensstruktur und der Anonymisierung innerbetrieblicher Prozesse in
erhohtem Malie besteht.

Uber die bereits vom Gesetzgeber vorgenommene Risikoeinschitzung hinaus liegen dem Landkreis
Aurich derzeit keine kriminalistischen Erkenntnisse (iber andere Risikobranchen im Bereich des
Handels mit hochwertigen Gitern vor, so dass die vorliegende Anordnung auf die im GwG ausdriicklich
genannten Branchen beschrankt bleiben kann.

Nach der in § 7 Absatz 3 GwG zum Ausdruck kommenden Wertung des Gesetzgebers besteht
grundsatzlich eine erhdhtes Geldwascherisiko in Unternehmen, deren Haupttatigkeit darin besteht,
die genannten hochwertigen Glter zu verduRern. Unternehmen, die zwar grundsatzlich auch mit
hochwertigen Gultern handeln, dies jedoch weniger als 50 % des Gesamtumsatzes ausmacht, sind
daher aus Griinden der VerhaltnismaRigkeit von dieser Allgemeinverfliigung ausgenommen.

Die Bestellung einer oder eines Geldwaschebeauftragten ist nicht allein deshalb erforderlich, weil ein
Unternehmen in einer risikobehafteten Branche tatig ist. Hinzukommen muss, dass in dem
Unternehmen die Gefahr von Informationsverlusten und -defiziten aufgrund einer arbeitsteiligen
Unternehmensstruktur und der Anonymisierung innerbetrieblicher Prozesse in erhéhtem Male
besteht. Davon ist im Regelfall jedenfalls ab einer Anzahl von zehn Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern
in Bereichen, die einen Bezug zur Geldwaschepradvention aufweisen, auszugehen. Ein solcher Bezug
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liegt regelmaRig in den Bereichen Akquise, Kasse, Kundenbuchhaltung, Verkauf und Vertrieb sowie bei
Leitungspersonal vor. Die hierzu getroffene Stichtagsregelung zur Ermittlung der Mitarbeiterzahl
wurde aus Griinden der Praktikabilitat und Rechtssicherheit fiir die Betroffenen gewahilt.

Unter Risikogesichtspunkten ist die Bestellung einer oder eines Geldwdaschebeauftragten nicht
erforderlich, wenn die Haupttatigkeit des Unternehmens zwar im Handel mit hochwertigen Giitern
besteht, das Unternehmen jedoch gemall § 4 Absatz 5 GwG nicht (iber ein wirksames
Risikomanagement verfligen muss.

Ein wirksames Risikomanagement ist nicht erforderlich, wenn bei Transaktionen (iber
Kunstgegenstande der Wert von 10.000 € nicht Uberstiegen wird, unabhdngig von der Art der
Bezahlung. Darlber hinaus ist kein Risikomanagement erforderlich, wenn bei Transaktionen Uber
hochwertige Giter nach § 1 Abs. 10 Satz 2 Nr. 1 GwG ab 2.000 € und bei Transaktionen liber sonstige
Guter ab 10.000 € vollstandig darauf verzichtet wird Barzahlungen zu tatigen oder entgegen zu
nehmen. Diese Regelung tragt der Erkenntnis Rechnung, dass insbesondere hohe
Bargeldtransaktionen ein erhéhtes Geldwasche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko bergen, da hier
Anonymitat beglinstigt wird. Giterhandler, die zwar mit grundséatzlich hochwertigen Produktgruppen
handeln, jedoch tatsachlich in einem niedrigeren und damit weniger risikobehafteten Preissegment
tatig sind oder vollstandig auf die Entgegennahme von Bargeld verzichten, sollen daher von dieser
Verpflichtung ausgenommen sein.

Nach pflichtgemaRer Ausiibung des eingerdumten Ermessens ist auch unter der Beriicksichtigung der
Interessen der betroffenen Unternehmen die Verpflichtung der in § 7 Abs. 3 Satz 2 GwG genannten
Handler hochwertiger Glter zur Bestellung von Geldwaschebeauftragten nach Maligabe dieser
Allgemeinverfiigung sachgerecht, um die wichtigen Ziele des Geldwdschegesetzes zu erreichen.

Die Verpflichtung zur Bestellung einer oder eines Geldwadschebeauftragten und einer Stellvertreterin
oder eines Stellvertreters gilt, unabhangig von der Rechtsform und von Beteiligungsverhaltnissen, fir
jedes rechtlich selbstandige Unternehmen, das die unter Ziffer 1 genannten Kriterien erfillt. Sofern
ein Unternehmen (ber mehrere rechtlich unselbstdndige Niederlassungen verfligt, ist nur eine
Geldwéaschebeauftragte oder ein Geldwdaschebeauftragter in der Hauptniederlassung des
Unternehmens zu bestellen.

Die Anzeige der beruflichen Kontaktdaten (Name, Vorname, Anschrift, Telefon, Email-Adresse), unter
denen der/die Geldwéaschebeauftragte sowie die Stellvertretung wahrend der (blichen
Geschéaftszeiten erreichbar sind, ist erforderlich um die Erreichbarkeit fir die Behérden zu
gewdhrleisten. Das Schriftformerfordernis dient der Rechtssicherheit und Dokumentation des
Bestellungsaktes durch die Geschiftsfiihrung. Die Bestellung der/des Geldwéaschebeauftragten und
der Stellvertretung erfolgt bis auf weiteres. Die Handler hochwertiger Gliter miissen jahrlich prifen,
ob die unter 1. genannten kumulativen Voraussetzungen vorliegen. Folgemitteilungen sind nicht
erforderlich. Anderungen sind dagegen unverziiglich mitzuteilen.

Die Aufgaben, Rechte und Pflichten der/des Geldw&schebeauftragten ergeben sich aus § 7 GwG: Sie/Er
gehort der Flihrungsebene an und ist der Geschéftsleitung unmittelbar nachgeordnet. Er/Sie muss die
Tatigkeit im Inland austiben und ist fir die Einhaltung der geldwéascherechtlichen Vorschriften im
Unternehmen zustandig. Thm/lhr sind ausreichend Befugnisse und die fir die ordnungsgemiRe
Durchfuihrung seiner/ihrer Funktion notwendigen Mittel einzuraumen. Dazu gehort insbesondere der
ungehinderte Zugang zu samtlichen Informationen, Daten, Aufzeichnungen und Systemen, die im
Rahmen der Erfiillung der geldwéascherechtlichen Aufgaben von Bedeutung sein konnen. Die
Verwendung dieser Daten und Informationen darf ausschlieRRlich zur Erflllung geldwascherechtlicher
Aufgaben erfolgen. Die oder der Geldwaschebeauftragte hat der Geschaftsleitung unmittelbar zu
berichten.

Er/Sie ist ferner Ansprechpartner fur die Strafverfolgungsbehoérden, fir die fur Aufklarung, Verhltung
und Beseitigung von Gefahren zustdndigen Behoérden, fir die Zentralstelle fir
Finanztransaktionsuntersuchungen und die zustidndige Aufsichtsbehdrde. Soweit der/die
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Geldwaschebeauftragte die Erstattung einer Meldung nach § 43 Absatz 1 GwG beabsichtigt oder ein
Auskunftsersuchen der Zentralstelle flr Finanztransaktionsuntersuchungen nach § 30 Absatz 3 GwG
beantwortet, unterliegt er/sie nicht dem Direktionsrecht durch die Geschaftsleitung.

Der/Dem Geldwaschebeauftragten und ihrer/seiner Stellvertretung darf wegen der Erfullung
ihrer/seiner Aufgaben keine Benachteiligung im Beschéaftigungsverhaltnis entstehen. Die Kindigung
des Arbeitsverhdltnisses ist unzulassig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, welche die
verantwortliche Stelle zur Kindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung der Kiindigungsfrist
berechtigen. Nach der Abberufung als Geldwaschebeauftragte/r oder als Stellvertreter/in ist die
Kindigung innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Bestellung unzuldssig, es sei denn, dass die
verantwortliche Stelle zur Kindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung der Kindigungsfrist
berechtigt ist.

Ist im Unternehmen mit zehn oder mehr Beschéftigten in den genannten Bereich anderweitig
sichergestellt, dass die Gefahr von Informationsverlusten auf Grund arbeitsteiliger
Unternehmensstruktur im Hinblick auf die Vorschriften zur Geldwaschepravention nicht besteht und
werden nach risikobasierter Bewertung anderweitige Vorkehrungen getroffen, um
Geschaftsbeziehungen und Transaktionen zu verhindern, die mit Geldwasche oder
Terrorismusfinanzierung zusammenhangen, kann auf Antrag von der Verpflichtung zur Bestellung
eines Geldwaschebeauftragten abgesehen werden. Besonders gelagerten Einzelfdllen kann damit
Rechnung getragen werden. Dass das Unternehmen nachweisen muss, dass ausnahmsweise eine
Gefahr von Informationsverlusten nicht vorliegt, ist verhadltnismaRig und zumutbar, weil der
Gesetzgeber das Erfordernis der Bestellung eines Geldwaschebeauftragten fir Handler hochwertiger
Guter grundsatzlich als gegeben ansieht, mithin der Nachweis von Informationsdefiziten im Einzelfall
von der Behorde gerade nicht zu fiihren ist. Die entsprechenden Nachweise sind dem Antrag
beizufligen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden.

Aurich, den 14.07.2022
Landkreis Aurich

Der Landrat
Meinen

Jahresabschluss 2019
der kommunalen Anstalt , Landkreis Aurich — Jobcenter (kAGR)“

Gemal § 29 der Verordnung Uber kommunale Anstalten (KomAnstVO) wird ortsiblich bekannt
gegeben, dass der Ausschuss fiir Arbeit, Soziales und Integration in seiner Sitzung am 12.07.2022 den
Jahresabschluss 2019 festgestellt und gleichzeitig dem Vorstand fiir die Haushaltsfihrung im
Haushaltsjahr 2019 Entlastung erteilt hat.

Der Ausschuss flir Arbeit, Soziales und Integration hat beschlossen, das im Jahresabschluss 2019 in der
Ergebnisrechnung festgestellte Defizit in Hohe von 88.429,66 € mit den aus Uberschiissen des
ordentlichen Ergebnisses gebildeten Riicklagen aus Vorjahren zu decken.
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Der Jahresabschluss 2019 der kommunalen Anstalt ,,Landkreis Aurich — Jobcenter (kAGR)“ wurde durch
das Rechnungspriifungsamt des Landkreises Aurich gepriift. Das Rechnungs-prifungsamt hat mit
Datum vom 27.06.2022 folgenden Bestatigungsvermerk, der mit Bemerkungen versehen ist, erteilt:

,Der Jahresabschluss zum 31.12.2019, der Rechenschaftsbericht und die Buchfiihrung der
kommunalen Anstalt entsprechen nach pflichtgemadBer Prifung den Rechtsvorschriften. Die
Geschaftsfiihrung erfolgt ordnungsgemaR. Die Entwicklung der Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage,
der Liquiditat und der Rentabilitat ist nicht zu beanstanden. Die Finanz-, Vermdgens- und Ertragslage
sowie die Liquiditdt werden im Jahresabschluss entsprechend den tatsdchlichen Verhaltnissen
dargestellt. Bei den Ertragen und Aufwendungen sowie bei den Einzahlungen und Auszahlungen wurde
grundsatzlich nach der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren.”

Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 25.07.2022 bis 02.08.2022 im
Kreishaus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 3.028, wahrend der Dienststunden 6ffentlich ausgelegt
und kdnnen nach vorheriger Terminabsprache eingesehen werden.

Aurich, 13.07.2022
Landkreis Aurich Jobcenter

Amtsleitung
Focken

Jahresabschluss 2020
des Eigenbetriebes Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden

GemaR § 129 des Niedersdchsischen Kommunalverfassungsgesetzes und § 36 der
Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) wird ortsiiblich bekannt gegeben, dass der Kreistag des
Landkreises Aurich in seiner Sitzung am 13.07.2022 den Jahresabschluss 2020 des Eigenbetriebes
Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden festgestellt und dem Landrat und der Betriebsleitung gemafR
§ 35 EigBetrVO fiir die Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden fiir das Jahr 2020 Entlastung erteilt hat.

Der Kreistag hat beschlossen, den Bilanzverlust aus der Gewinn- und Verlustrechnung fiir die Zeit vom
01.01.2020 bis 31.12.2020 von 126.311,18 € in Hohe von 120.000,00 € den Riicklagen zu entnehmen
und in Hohe von 6.311.18 € auf neue Rechnung vorzutragen.

Der Jahresabschluss 2020 wurde durch das Rechnungspriifungsamt des Landkreises Aurich geprift.
Das Rechnungspriifungsamt hat mit Datum vom 17.01.2022 folgenden uneingeschrankten
Bestatigungsvermerk erteilt:

,Die gemal § 30 EigBetrVO i. V. m. § 317 HGB durchgefiihrte Prifung des Jahresabschlusses zum
31.12.2020 beim Eigenbetrieb Kreisvolkshochschulen Aurich-Norden hat zu keinen Einwendungen
geflihrt. Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchfiihrung entsprechen nach pflichtgemalRer
Prifung den Rechtsvorschriften und vermitteln unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaRiger
Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermoégens-, Finanz- und
Ertragslage des Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss und stellt
die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend dar. Die Geschéftsfihrung des
Eigenbetriebes erfolgt ordnungsgemdRB. Die Entwicklung der Vermogens- und Ertragslage, der
Liquiditat und der Rentabilitdt ist nicht zu beanstanden. Der Eigenbetrieb Kreisvolkshochschulen
Aurich-Norden wird wirtschaftlich gefiihrt.”
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 25.07.2022 bis 02.08.2022 im
Kreishaus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.084, wahrend der Dienststunden 6ffentlich ausgelegt
und kénnen nach vorheriger Terminabsprache eingesehen werden.

Aurich, 19.07.2022
Landkreis Aurich

In Vertretung
Dr. Puchert
1. Kreisrat

Jahresabschluss 2021
des Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich

GemaR § 129 des Niedersdchsischen Kommunalverfassungsgesetzes und § 36 der
Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) wird ortsiiblich bekannt gegeben, dass der Kreistag des
Landkreises Aurich in seiner Sitzung am 13.07.2022 den Jahresabschluss 2021 des Eigenbetriebes
Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich festgestellt und dem Betriebsleiter die Entlastung erteilt hat.

Die Gewinn- und Verlustrechnung fiir die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2021 schlie8t mit einem
Jahresiberschuss in Hohe von 874.088,61 € und einem Bilanzgewinn in H6he von 1.878.885,31 € ab.
Davon werden 739.404,84 € fir die anteilige Tilgung der Verbindlichkeiten gegeniiber der MKW GmbH
& Co. KG (MKW) in Hohe von 5.639.894,32 €, 44.894,59 € in den Sonderposten fir Gewinnricklage fir
das Jahr 2022, 44.894,59 € in den Sonderposten fir Gewinnricklage fir das Jahr 2023 und
1.049.691,29 € in den Sonderposten fir die Geblihrenriicklage fiir das Jahr 2024 eingestellt.

Der Jahresabschluss 2021 des Eigenbetriebes Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich wurde durch
das Rechnungspriifungsamt des Landkeises Aurich geprift. Das Rechnungspriifungsamt hat mit Datum
vom 14.06.2022 folgenden uneingeschrdnkten Bestatigungsvermerk gemaR § 33 Abs. 2 EigBetrVO Nds.
i. V. m. § 322 HGB erteilt.

,Die gemald § 30 EigBetrVO i. V. m. § 317 HGB durchgefiihrte Prifung des Jahresabschlusses zum
31. Dezember 2021 des Eigenbetriebes , Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Aurich” hat zu keinen
Einwendungen gefiihrt. Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchfiihrung entsprechen nach
pflichtgemaRRer Prifung den Rechtsvorschriften und vermitteln unter Beachtung der Grundsdtze
ordnungsmaRiger Buchflihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der
Vermogens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem
Jahresabschluss und stellt die Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend dar. Die Betriebsleitung
des Eigenbetriebes erfolgt ordnungsgemaR. Die Entwicklung der Vermogens- und Ertragslage ist nicht
zu beanstanden. Die Liquiditat ist nicht ausreichend. Der Eigenbetrieb ,Abfallwirtschaftsbetrieb
Landkreis Aurich® wird wirtschaftlich gefiihrt.”

Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 25.07.2022 bis 02.08.2022 im
Kreishaus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.084, wahrend der Dienststunden 6ffentlich ausgelegt
und kénnen nach vorheriger Terminabsprache eingesehen werden.

Aurich, 19.07.2022
Landkreis Aurich
In Vertretung

Dr. Puchert
1. Kreisrat
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Jahresabschluss 2021
der Pflege- und Betreuungszentren GmbH
Helenenstift und Johann-Christian-Reil-Haus

GemaR § 36 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) wird ortsiiblich bekannt gegeben, dass die
Gesellschafterversammlung der Pflege- und Betreuungszentren GmbH Helenstift und Johann-
Christian-Reil-Haus in ihrer Sitzung am 07.07.2022 den Jahresabschluss 2021 festgestellt und
gleichzeitig der Geschaftsflihrung die Entlastung erteilt hat.

Die Gewinn- und Verlustrechnung fiir die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2021 schlief3t mit einem
Jahresfehlbetrag von 148.892,99 €. Die Gesellschafterversammlung hat beschlossen, den Bilanzverlust
zum 31.12.2021 von 2.802.062,29 € auf neue Rechnung vorzutragen.

Der Jahresabschluss 2021 der Pflege- und Betreuungszentren GmbH Helenenstift und Johann-
Christian-Reil-Haus wurde mit Einverstandnis des Rechnungspriifungsamtes des Landkreises Aurich
durch die Wirtschaftspriifungsgesellschaft Numera GmbH, Regensburg, geprift. Der Bericht Gber die
Jahresabschlusspriifung hat dem Rechnungsprifungsamt zur Kenntnisnahme und weiteren
Auswertung vorgelegen. Das Rechnungsprifungsamt hat am 18.07.2022 bestatigt, dass sich
erganzende Feststellungen i. S. v. § 33 und § 34 EigBetrVO zum uneingeschrankten
Bestatigungsvermerk der Wirtschaftsprifungsgesellschaft nicht ergeben haben.

Der zu verdffentliche Bestatigungsvermerk der Wirtschaftsprifungsgesellschaft, der mit einer
Vorbemerkung versehen ist, lautet wie folgt:

,Der Jahresabschluss und der Lagebericht der ,,Pflege- und Betreuungszentren GmbH Helenenstift und
Johann-Christian-Reil-Haus, Hage” sind durch die Wirtschaftsprifungsgesellschaft Numera GmbH,
Regensburg, gemaR & 30 der Eigenbetriebsverordnung gepriift worden. Uber das Ergebnis der Priifung
ist durch die Wirtschaftspriifungsgesellschaft Numera GmbH, Regensburg, ein uneingeschrankter
Bestatigungsvermerk erteilt worden.”

Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 25.07.2022 bis 02.08.2022 im
Kreishaus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.084, wahrend der Dienststunden 6ffentlich ausgelegt
und kénnen nach vorheriger Terminabsprache eingesehen werden.

Aurich, 19.07.2022
Landkreis Aurich
In Vertretung

Dr. Puchert
1. Kreisrat

Jahresabschluss 2021
der Team Telematikzentrum Norden GmbH

GemaR § 36 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) wird ortsiiblich bekannt gegeben, dass die
Gesellschafterversammlung der Team Telematikzentrum Norden GmbH in der Sitzung am 06.07.2022
den Jahresabschluss 2021 festgestellt und gleichzeitig der Geschaftsfiihrung die Entlastung erteilt hat.

Die Gesellschafterversammlung hat beschlossen, den Bilanzgewinn zum 31.12.2021 in HGhe von
3.396.362,70 Euro auf neue Rechnung vorzutragen.
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Der Jahresabschluss 2021 der Team Telematikzentrum Norden GmbH wurde durch das
Rechnungspriifungsamt des Landkreises Aurich geprift. Das Rechnungsprifungsamt hat mit Datum
vom 28.06.2022 folgenden uneingeschrankten Bestatigungsvermerk erteilt:

,Die gemal § 30 EigBetrVO i. V. m. § 317 HGB durchgefiihrte Priifung des Jahresabschlusses zum
31. Dezember 2021 bei der Team Telematikzentrum Norden GmbH hat zu keinen Einwendungen
gefiihrt. Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchfiihrung entsprechen nach pflichtgemalRer
Prifung den Rechtsvorschriften und vermitteln unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaRiger
Buchflihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermoégens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss und stellt die
Chancen und Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend dar. Die Geschaftsfiihrung der
Gesellschaft erfolgt ordnungsgemali. Die Entwicklung der Vermogens- und Ertragslage, der Liquiditat
und Rentabilitdt ist nicht zu beanstanden. Die Team Telematikzentrum Norden GmbH wird
wirtschaftlich gefiihrt.”

Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 25.07.2022 bis 02.08.2022 im
Kreishaus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.084, wahrend der Dienststunden 6ffentlich ausgelegt
und kdnnen nach vorheriger Terminabsprache eingesehen werden.

Aurich, 19.07.2022
Landkreis Aurich

In Vertretung
Dr. Puchert
1. Kreisrat

Satzung des Landkreises Aurich
zur Forderung der Kindertagespflege und zur Erhebung von Kostenbeitragen fiir Kindertagespflege
gemal §§ 23 und 24 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)
-Kindertagespflegesatzung-

I. Prdambel

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 23.03.2022 (Nds.
GVBI. S. 191), in Verbindung mit den §§ 22- 24, 43 und 90 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB
VINl) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBI. I. S.2022), zuletzt gedndert durch
Artikel 32 des Gesetzes vom 05. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607), hat der Kreistag des Landkreises Aurich
in seiner Sitzung am 13.07.2022 folgende Satzung zur Forderung der Kindertagespflege und zur
Erhebung von Kostenbeitrdagen fir Kindertagespflege beschlossen:

§ 1 Allgemeines zur Kindertagespflege

1) Die Kindertagespflege hat gemaR §§ 22 ff. SGB VIl den Auftrag, die Entwicklung des Kindes zu einer
selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit zu férdern, die
Erziehung und Bildung in Familien zu ergédnzen und Eltern bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
zu unterstutzen.

Kindertagespflege ist eine vereinbarte Férderung, die fiir ein Kind oder mehrere Kinder bis zur
Vollendung des 14. Lebensjahres von einer bestimmten Kindertagespflegeperson im Haushalt der
Kindertagespflegeperson, im Haushalt der oder des Erziehungsberechtigten oder in anderen
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geeigneten Raumen langer als drei Monate geleistet werden soll, wobei mindestens ein fremdes Kind
regelmalig mindestens 15 Stunden wochentlich geférdert wird.

2) Zu den Aufgaben des Jugendhilfetragers gehoren gemald § 23 SGB VIl
e Forderung
e Beratung
e Vermittlung
e Qualifizierung

Die Durchfiihrung dieser Aufgaben wird in dieser Satzung geregelt.
Diese Satzung regelt im Einzelnen:

1. die Anforderungen an eine Kindertagespflegeperson
2. die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen fiir die Foérderung der Kindertagespflege
3. die Erhebung von Kostenbeitragen.

Il. Anforderungen an die Tagespflegepersonen und Erlaubniserteilung

§ 2 Erlaubnis zur Kindertagespflege

1) Eine Person, die ein Kind oder mehrere Kinder aulRerhalb des Haushalts der Erziehungsberechtigten
wahrend eines Teils des Tages und mehr als 15 Stunden woéchentlich gegen Entgelt langer als drei
Monate betreuen will, bedarf der Erlaubnis (§ 43 Abs. 1 SGB VIII).

2) Die Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII wird auf Antrag erteilt, sofern die Antragstellerin oder der
Antragsteller geeignet ist und die sonstigen Voraussetzungen vorliegen.

§ 3 Eignung der Tagespflegeperson

1) Tagespflegepersonen sollen gemadR § 43 SGB VIII (ber vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der
Kindertagespflege verfiigen, die sie in qualifizierten Lehrgangen erworben oder in anderer Weise, z. B.
durch eine padagogische Ausbildung, nachgewiesen haben.

2) Geeignet als Tagespflegeperson ist, wer sich durch geeignete Personlichkeit und
Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten, anderen Tagespflegepersonen, Fachdiensten
sowie dem offentlichen Trager der Jugendhilfe auszeichnet. Darliber hinaus ist nur geeignet, wer (iber
die entsprechende Sachkompetenz einschlieRlich Sprachkompetenz mindestens auf Niveau B2 des
europdischen Referenzrahmens fiir Sprache und tiber kindgerechte Raumlichkeiten verfiigt.

3) Die Tagespflegeperson hat die fur die Eignungsfeststellung erforderlichen Nachweise, insbesondere
den Nachweis tber den abgeschlossenen Qualifizierungslehrgang, dem o6ffentlichen Jugendhilfetrager
vor Beginn der Tatigkeit vorzulegen.

4) Der Antrag auf Erteilung einer Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIl ist abzulehnen, wenn

o die obenstehenden angefiihrten Nachweise nicht oder nicht vollstandig erbracht werden,

e die vorgelegten erweiterten Flihrungszeugnisse der Tagespflegeperson oder der im Haushalt
lebenden volljdhrigen Personen Eintrdge entsprechend den im § 72a SGB VIII aufgefiihrten
Straftatbestanden aufweisen,

e sich im Verlauf der Antragstellung gewichtige Anhaltspunkte nicht ausrdumen lassen, die die
Eignung der Tagespflegeperson in Frage stellen oder
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e keine abgeschlossene Vereinbarung Uber den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahrdung nach
§ 8a Abs. 5 SGB VIl vor Aufnahme der Tatigkeit als Kindertagespflegeperson vorliegt.

5) Die Erteilung einer neuen Pflegeerlaubnis darf nach Ablauf der vorherigen Erlaubnis nicht erfolgen,
sofern wesentliche Anderungen oder Ereignisse eingetreten sind, die nach Absatz 4 zu einer
Versagung der Pflegeerlaubnis filhren wirden oder eine schwere Pflichtverletzung wegen
mangelnder Sorgfalt im Umgang mit den betreuten Kindern die Eignung in Frage stellt. Die
Pflegeerlaubnis wird zudem entzogen, wenn wesentliche Anderungen oder Ereignisse eingetreten
sind, welche zu einer Versagung der Pflegeerlaubnis gefiihrt hatten.

6) Die Pflegeerlaubnis wird insbesondere entzogen, sofern mit der Pflegeerlaubnis verbundene
Auflagen nicht erfillt werden.

§ 4 Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

Tagespflegepersonen haben nach & 8a Abs. 4 SGB VI bei der Einschdatzung einer
Kindeswohlgefdahrdung einen Anspruch auf fachliche Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft
im Kinderschutz.

§ 5 Forderung der Kindertagespflege

1) Der Trager der Jugendhilfe fordert die Kindertagespflege, sofern die Tagespflegeperson tiber die
Eignung nach § 23 SGB VIl verfiigt, die Anforderungen nach dem Abschnitt Il und die Voraussetzungen
nach Abschnitt Ill dieser Satzung erfillt sind.

2) Die Eignung nach § 23 Abs. 1 u. Abs. 3 SGB VIl liegt vor bei Personen, die
e (iber eine Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII verfiigen und
e die in der Richtlinie Uber die Forderung von Kindertagespflege nach § 6 dieser Satzung
definierten Standards und Anforderungen erfllen.

3) Kindertagespflegepersonen haben einen Anspruch auf Beratung zu allen Fragen der
Kindertagespflege. Dies umfasst insbesondere Fragen zur Ausgestaltung einer Vertretungsregelung fir
Ausfallzeiten sowie Fragen zur Umsetzung der GroRtagespflege.

§ 6 Richtlinie
Die fur den Bereich des ortlichen Jugendhilfetrdgers geltenden Anforderungen und Standards fir
Tagespflegepersonen werden in der Richtlinie Uber die Forderung von Kindern in der

Kindertagespflege geregelt.

lll. Voraussetzungen und Rahmenbedingungen zur Férderung von Kindern in Tagespflege

§ 7 Anspruchsvoraussetzungen

1) Grundvoraussetzung fiir die Forderung der Kindertagespflege nach dieser Satzung ist die
Zustandigkeit des Landkreis Aurich nach § 86 SGB VIII. Diese liegt insbesondere vor, wenn die Eltern
oder der personensorgeberechtigte Elternteil, den gewdhnlichen Aufenthalt im Landkreis Aurich
haben.

2) Die Kindertagespflege ist ein Angebot ausschliefRlich zur Betreuung von Kindern, die das 14.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben.
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3) Es gelten weiterhin die gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen des § 24 SGB VIII:

1. Tagespflegeverhiltnisse werden vorrangig fir Kinder vom vollendeten ersten Lebensjahr bis
zur Vollendung des dritten Lebensjahres geférdert.

2. Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zur Einschulung sollen aufgrund des
gesetzlichen Vorrangs nach § 24 Abs. 3 SGB VIII in Tageseinrichtungen fir Kinder
(Kindergarten) betreut werden. Steht fiir Kinder dieser Altersstufe kein Kindergartenplatz zur
Verfligung, kann ersatzweise eine beitragsfreie Forderung im Rahmen ersetzender
Kindertagespflege erfolgen.

3. Kinder vom vollendeten sechsten Lebensjahr bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres kénnen
in der Kindertagespflege betreut werden, sofern Platze in Horten oder im schulischem Ganztag
nicht zur Verfligung stehen.

4. Die Forderung von Kindertagespflege als Erganzung zur institutionellen Kindertagesbetreuung
ist bei Vorliegen eines nachweislichen individuellen Bedarfs moglich. Dieser Bedarf liegt
insbesondere vor, wenn die Erziehungsberechtigten einer Erwerbstatigkeit nachgehen, eine
Erwerbstatigkeit aufnehmen, sich in einer beruflichen BildungsmaRnahme, in der
Schulausbildung bzw. Hochschulausbildung befinden oder ein besonderer Bedarf
nachgewiesen wird.

4) Ein Kind, welches die achte Lebenswoche vollendet nicht jedoch das erste Lebensjahr vollendet hat,
ist in Kindertagespflege zu fordern (Hartefall), wenn

a) diese Leistung flr seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfahigen Personlichkeit geboten ist,

b) die Erziehungsberechtigten einer Erwerbstéatigkeit nachgehen, eine Erwerbstatigkeit
aufnehmen oder arbeitssuchend sind,

c) die Erziehungsberechtigten sich in einer beruflichen Bildungsmanahme, in der
Schulausbildung oder Hochschulausbildung befinden,

d) die Erziehungsberechtigten Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB Il) erhalten, oder

e) die Erziehungsberechtigten familidre Pflege leisten.

5) Gefordert werden Leistungen von Tagespflegepersonen, welche die Anforderungen nach dem
Abschnitt Il erfullen und eine Pflegeerlaubnis vorweisen kénnen.

§ 8 Betreuungszeiten

1) Kinder vom vollendeten ersten Lebensjahr bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres haben einen
bedarfsunabhangigen Anspruch auf frihkindliche Forderung mit einem Betreuungsumfang von
30 Stunden wochentlich. Dariiberhinausgehend wird der Anspruch auf eine bedarfsgerechte
Forderung (individueller Bedarf) grundsatzlich bericksichtigt, sofern hierdurch nicht das Kindeswohl
gefdhrdet oder die Unter- bzw. Obergrenze fiir Kindertagesbetreuung nach § 8 Absatz 3 verletzt wird.

2) Der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz ist vorrangig vor individuellen Bedarfen im Einzelfall
zu erfillen, sofern keine ausreichenden Betreuungskapazitditen wohnortnah verfligbar sind. Die
Erfallung des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz schrankt insofern den Wunsch nach einem
schriftlich gegeniber dem Landkreis Aurich zu erklarenden individuellen Bedarf ein.



- 504 -

3) Die wochentliche Gesamtforderdauer betragt maximal 45 Wochenstunden. Hier sind die
Betreuungsstunden aller Betreuungsleistungen zu bericksichtigen. Es sind die madglichen
Betreuungszeiten, z.B. die gesamte Offnungszeit eines Kindergartens inkl. Randzeiten nach bewilligtem
Betreuungsplatz, zugrunde zu legen. Grundsatzlich sollte die tagliche Fremdbetreuung 9 Stunden nicht
Uberschreiten. Im Rahmen eines individuellen Hartefalls kénnen maximal 10 Stunden taglich nach
Prifung gefordert werden. Eine Forderung der Betreuungsstunden in Kindertagespflege ist mit
Ausnahme der ergdanzenden Kindertagespflege erst ab 15 Betreuungsstunden pro Woche moglich.

4) Die Eingewthnung eines Kindes bei der Tagespflegeperson umfasst die ersten sechs Wochen des
Betreuungsverhdltnisses. Bei Kindern im Alter ab dem vollendeten dritten Lebensjahr kann die
Eingewohnungszeit bedarfsgerecht verkiirzt werden. Die Eingewdhnungszeit neu in Kindertagespflege
aufgenommener Schulkinder umfasst die ersten drei Wochen des Betreuungsverhadltnisses. Beim
Grundanspruch erfolgt die Eingewohnung frihestens ab Vollendung des ersten Lebensjahres. Der
Eingewohnungszeitraum kann sich im individuellen Einzelfall auf Antrag bei langerer Krankheit um die
in diesen Zeitraum fallenden Krankheitstage verlangern, sofern die Eingewdhnung noch nicht
abgeschlossen wurde.

5) Die Eingewohnung ist ein kontinuierlicher Prozess, der durchgidngig zu erfolgen hat. Eine
Eingewohnung, welche durch Urlaubszeit unterbrochen wird, ist somit nicht zuldssig. Der Beginn der
Eingewohnung hat somit erst nach der Urlaubszeit zu erfolgen.

§ 9 Férderung und Forderhéhe

1) Die laufende Geldleistung an die Kindertagespflegeperson nach § 23 Absatz 2 SGB VIl umfasst die
Erstattung angemessener Kosten, die der Kindertagespflegeperson fiir den Sachaufwand entstehen
sowie einen Betrag zur Anerkennung ihrer Férderleistung, welcher ebenfalls zur Riicklagenbildung fur
Ausfallzeiten dient. Die Hohe der Zuwendung je angefangener Betreuungsstunde wird wie folgt
festgesetzt:

Stufe | Kriterien Sach- Forder- Riicklagen- | Gesamt
aufwand | leistung bildung

Grundqualifikation 1,95 € 2,84 € 0,83 € 5,62 €
Qualifikation nach dem Qualifizierungshandbuch 1,95 € 2,97 € 0,83 € 5,75 €
Kindertagespflege (QHB)

3 Qualifikation Kindertagespflege 560 nach 1,95 € 3,29 € 0,83 € 6,07 €
Curriculum des Landes Niedersachsen

4 Padagogische Assistenzkraft i.S. des § 9 Abs. 3 1,95 € 3,50 € 0,83 € 6,28 €
NKiTaG

5 Sozialpadagogische Fachkraft i. S. des § 9 Abs. 2 1,95 € 3,71 € 0,83 € 6,49 €
NKiTaG

Erfolgt die Betreuung im Haushalt der Erziehungsberechtigten erhalt die Tagespflegeperson fiir den
Sachaufwand 0,50 € pro Betreuungsstunde und Kind.

Fir die Randstundenbetreuung erhoht sich die Forderleistung um 1,45 € je Betreuungsstunde.
Randzeiten umfassen grundsatzlich in den Morgenstunden die Zeiten von 06:00 Uhr bis 07:00 Uhr und
am Nachmittag die Zeiten von 17:00 Uhr bis 21:00 Uhr. Eine Ausdehnung der Randzeiten kann im
Einzelfall genehmigt werden.

Fir eine Nachtbetreuung (20:00 Uhr bis 06:00 Uhr) erfolgt eine pauschale Vergiitung von 27,50 € bei
einer Betreuung im Haushalt der Tagespflegeperson bzw. eine Verglitung von 21,50 € im Haushalt der
Erziehungsberechtigten. Die Nachtbetreuung wird mit vier Zeitstunden auf das Betreuungskontingent
angerechnet.
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2) Die Sachkostenpauschale umfasst die Kosten fiir die zur Kinderbetreuung genutzten Raumlichkeiten,
Verpflegungskosten, Ausstattungsgegenstande, Beschaftigungsmaterialien, Fachliteratur,
Hygieneartikel, Telekommunikationskosten, Weiterbildungskosten auBerhalb der vom Amt fiir Jugend
und Soziales gestellten Angebote, Fahrtkosten sowie sonstige notwendige Betriebsaufwendungen. Die
Sachkosten werden fiir jedes bestehende Betreuungsverhaltnis gemessen an den bewilligten Stunden
(Wochenstunden * 4,35) unabhangig der Fehlzeiten zum Monatsersten ausgezahlt. Diese Zahlung
dient damit als Einkommensgarantie.

3) Die Forderleistung je Betreuungsstunde beinhaltet ebenfalls einen Anteil fir entstehende
Verfligungszeiten. Diese wurden kalkulatorisch mit 0,5 Stunden pro Woche und Kind berticksichtigt.

4) Die Forderleistung samt Anteil zur Ricklagenbildung wird nach Vorlage des Abrechnungsbogens
anhand der tatsachlich geleisteten Stunden ausgezahlt. Die tatsachlich geleisteten Stunden kénnen
nur in dem bewilligten Umfang erstattet werden. Hierbei werden die Betreuungstage des jeweiligen
Monats individuell zu Grunde gelegt.

5) Mit der Geldleistung sind samtliche Kosten abgegolten, die der Tagespflegeperson im
Zusammenhang mit der Tagespflege entstehen.

6) Fur die Eingewohnungszeit wird der vollstandige bewilligte Stundenumfang ausgezahlt.

7) Die Forderleistung erhoht sich um einen Anteil zur Ricklagenbildung. Dieser Betrag befahigt die
Tagespflegeperson dazu, eigenstandig Ansparungen vorzunehmen, um 60 Ausfalltage im Jahr pro
Betreuungsverhéltnis wirtschaftlich aufzufangen. Da die Sachkosten unabhangig der Fehlzeiten
ausgezahlt werden, muss nur der Anteil der Férderleistung in Ausfallzeiten tiber die Ricklagenbildung
gedeckt werden.

8) Die laufende Geldleistung wird bei krankheitsbedingter Vertretung der Tagespflegeperson fir eine
geeignete Vertretungskraft gezahlt. Die Vertretungsleistung ist von der Tagespflegeperson und der
Vertretung gemeinsam zu bestdtigen. Ein Nachweis Uber die tatsdchlich geleisteten
Vertretungsstunden ist beizubringen. Hier ist von beiden Tagespflegepersonen ein entsprechender
Abrechnungsbogen einzureichen.

9) Fur den Krankheitsfall der Tagespflegeperson soll diese im Betreuungsvertrag mit den
Erziehungsberechtigten eine Vertretungsregelung treffen und diese dem Amt fiir Jugend und Soziales
des Landkreises Aurich schriftlich mitteilen.

10) Neben der Zuwendung je Betreuungsstunde erhdlt die Tagepflegeperson bei einem
entsprechenden Nachweis eine Erstattung in Hohe der

e Beitrage zu einer Unfallversicherung,
e die Hélfte der Aufwendungen zur Altersversicherung und
o die Halfte der Aufwendungen zur Kranken- und Pflegeversicherung

soweit die nachgewiesenen Aufwendungen angemessen sind.

11) Als Tagespflegepersonen anerkannte GrolRReltern, die ihre Enkelkinder betreuen, erhalten nur unter
der Voraussetzung Tagespflegegeld, dass sie erkennbar bereit sind, auch fremde Kinder zu betreuen
und diese im Rahmen der Vermittlung auch tatsachlich annehmen. Eine erkennbare Bereitschaft liegt
nicht vor, wenn die Tagespflegeperson bei drei Vermittlungsversuchen seitens des Amtes fir Jugend
und Soziales mit nicht nachvollziehbarer Begriindung nicht mindestens ein Betreuungsverhaltnis
abschlief3t.
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§ 10 Vergiitung der Tagespflege bei Betriebsuntersagung aufgrund héherer Gewalt

1) Bei einer Betriebsuntersagung aufgrund hoherer Gewalt wird auf Antrag der Tagespflegeperson ein
zinsloses Darlehen in Héhe von 70 % der bisherigen Férderleistung fiir maximal 3 Monate gewahrt.

2) Das Darlehen ist nur in dem Umfang riickzahlbar, als vom Bund, dem Land Niedersachsen oder
dritter Seite wegen der Betriebsuntersagung Finanzhilfen geleistet werden und soweit diese
Finanzhilfen den nicht von dem in Abs. 1 gewdhrten Darlehen umfassenden Eigenanteil der
Tagespflegeperson in Hohe von 30 % der Forderleistung Gbersteigen.

3) Das Darlehen ist mit Ablauf der Betriebsuntersagung vollstandig zuriickzuzahlen. Ratenzahlung kann
im Einzelfall vereinbart werden.

§ 11 Antragsverfahren

1) Die Erziehungsberechtigten haben sich vor Abschluss eines Betreuungsvertrages durch das
Familienservicebiiro des Amtes fiir Jugend und Soziales beraten zu lassen.

Der Antrag auf Forderung in der Kindertagespflege, sowie weitere Antrage im Zusammenhang mit der
Kindertagespflege (Stundenanderung, Ferienbetreuung), sind von den Erziehungsberechtigten
schriftlich zu stellen. Eine Bewilligung erfolgt bei Vorliegen der Voraussetzungen friihestens ab dem
Monat, in dem der Antrag beim Landkreis Aurich (Posteingangsstempel) eingeht. Es ergeht hierzu ein
schriftlicher Bescheid an den Antragsteller. Die Tagespflegeperson erhélt eine Information Gber den
Umfang der geforderten Betreuungszeiten. Eine Stundenreduzierung kann auch riickwirkend gewéahrt
werden.

2) Die Bewilligung bei einem Neu- bzw. Fortflihrungsantrag wird grundsatzlich fir 12-24 Monate
ausgesprochen, Verkirzungen sind im konkreten Einzelfall méglich. Naheres regelt hierzu die Richtlinie
Uber die Férderung von Kindern in der Kindertagespflege. Bei einem Neuantrag ist eine Kopie des
Betreuungsvertrages einzureichen.

3) Ein Antrag auf Fortfihrung der Forderung ist rechtzeitig vor Ende des Bewilligungszeitraums zu
stellen und wird friihestens ab dem Monat gewadhrt, indem der Antrag beim Landkreis Aurich
(Posteingangsstempel) eingeht.

4) Die Forderung endet mit dem letzten Betreuungstag.

5) GemaR § 23 SGB VIII zahlt der zustdandige Jugendhilfetrager die gesamte Geldleistung an die nach
§ 23 SGB VIII Gberprifte und geeignete Kindertagespflegeperson aus.

6) Die Elternteile, mit denen das Kind zusammenlebt, haben fir die Inanspruchnahme der
Kindertagespflege einen offentlich-rechtlichen Kostenbeitrag zu entrichten. Ndheres hierzu regelt

Abschnitt IV der Satzung.

IV. Erhebung von Kostenbeitragen

§ 12 Hohe des Kostenbeitrages

1) Kostenbeitragsschuldner sind die Eltern bzw. Erziehungsberechtigten des Kindes oder derjenige, der
die Betreuung veranlasst hat. Gemeinsam Sorgeberechtigte haften als Gesamtschuldner.

2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.



-507 -

3) Die Hohe des monatlichen Kostenbeitrages richtet sich nach dem Einkommen, der Anzahl der
kindergeldberechtigten Kinder im Haushalt und der bewilligten monatlichen Betreuungszeit. Der zu
entrichtende Kostenbeitrag je bewilligter Betreuungsstunde ist der Beitragsstaffelung in der Anlage zu
dieser Satzung zu entnehmen. Wird die Tagespflegeperson wegen der aktuellen Corona-Pandemie
pauschal vergitet, sind nur die tatsachlich in Anspruch genommenen Betreuungsstunden Basis des zu
ermittelnden Kostenbeitrages.

4) Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr bis zur Einschulung, die sich in der ersetzenden
Kindertagespflege befinden, werden beitragsfrei gestellt. Dieses gilt bei Vorliegen eines Anspruches
Uber dem Grundanspruch von bis zu maximal 8 Stunden taglich. Die Beitragsfreiheit tritt mit dem
Beginn des Monats ein, in dem das Kind das 3. Lebensjahr vollendet. Die Beitragsfreiheit endet mit
Wechsel in die Betreuung einer Kindertagesstatte, dem Eintritt in die Schule oder einer
Randstundenbetreuung zum Kindergarten (erganzende Kindertagespflege).

5) Befindet sich ein Geschwisterkind beitragsfrei in einer Kindertagesstatte oder beitragsfrei in einer
Kindertagespflege, so wird dieses Kind bei der GeschwisterermaRigung nicht beriicksichtigt.

6) Fur die Inanspruchnahme der Beitragsfreiheit aufgrund ersetzender Kindertagespflege haben die
Erziehungsberechtigten schriftlich nachzuweisen, dass fiir das Kind kein Platz in einer
Kindertageseinrichtung vorhanden ist.

7) Der Kostenbeitrag ist ab dem ersten Tag der Betreuung (Eingewdhnung) von den
Erziehungsberechtigten an den ortlichen Jugendhilfetrager zu zahlen und ergibt sich aus den
Wertetabellen der Anlage 1 zu dieser Satzung.

§ 13 Geschwisterermafigung

Wird ein weiteres Kind in Kindertagespflege betreut, ermaRigt sich der Kostenbeitrag um 50%. Werden
mehr als zwei Kinder in Kindertagespflege betreut, ist fir die weiteren Kinder kein Kostenbeitrag zu
leisten. Die Reihenfolge der Kinder bestimmt sich nach dem Alter, wobei das alteste Kind als erstes
Kind gilt.

§ 14 Einkommensermittlung

1) Die Eltern oder der Elternteil, bei dem das Kind lebt, haben dem Jugendhilfetrager das Einkommen
anzugeben und nachzuweisen. Dazu reichen sie eine daflir vorgesehene Erklarung lber ihre
Einkommensverhaltnisse mit dem Antrag auf Forderung in Tagespflege ein, und zwar mit allen
Belegen, d. h. vorrangig den maligeblichen Einkommensteuerbescheid, sonst Lohn- und
Gehaltsbescheinigungen. Bei Selbststandigen ist der vom Steuerberater ausgefillte Bogen zur
Einkommensermittlung des Amtes fur Jugend und Soziales vorzulegen, ersatzweise kénnen auch
Gewinn- und Verlustrechnungen bzw. betriebswirtschaftliche Auswertungen (BWA) eines
Steuerberaters anerkannt werden. Konnen die aufgezdhlten Dokumente nicht vorgelegt werden kann
im Einzelfall das Einkommen durch andere, ebenso geeignete Nachweise belegt werden. Werden keine
Angaben gemacht oder keine ausreichenden Nachweise vorgelegt, erfolgt eine Einstufung in die
hochste Einkommensstufe. Wurde aufgrund der fehlenden Mitwirkung der hochste Kostenbeitrag
festgesetzt erfolgt eine Anderung des Kostenbeitrages bei nachgeholter Mitwirkung erst ab dem
Monat, in dem die vollstdndigen Unterlagen dem Landkreis Aurich (Posteingangsstempel) vorliegen.

2) Die Eltern bzw. der Elternteil bei dem das Kind lebt, die Leistungen zur Sicherstellung des
Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB Il), nach dem Zwdlften Sozialgesetzbuch
(SGB Xll), nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), nach dem Wohngeldgesetz oder den
Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldgesetz beziehen, haben fiir die Dauer des nachgewiesenen
Bezuges keinen Kostenbeitrag zu leisten.
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3) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkilinfte der Beitragspflichtigen
im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes (EStG) in der jeweils geltenden Fassung
und vergleichbaren Einkiinften, die im Ausland erzielt werden (,,Bruttoeinkommen®). Ein Ausgleich mit
Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist
nicht zulassig.

4) Dem Einkommen nach Abs. 3 sind steuerfreie Einkilinfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung
des Lebensunterhaltes bestimmten 6ffentlichen Leistungen fiir die Eltern bzw. dem Elternteil und die
kindergeldberechtigten Kinder hinzuzurechnen. Das Kindergeld zéhlt nicht zum Einkommen. Elterngeld
nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BBEG) wird nur berlicksichtigt, soweit es einen
Betrag von monatlich 300,00 € Uberschreitet (bei 24-monatiger Leistung von Elterngeld einen Betrag
von monatlich 150,00 €).

5) Von dem Einkommen werden abgezogen:
e die fir den Bemessungszeitraum auf das Einkommen zu leistenden Steuern einschlieRlich
Solidaritatszuschlag,
e die fir den Bemessungszeitraum von dem Kostenbeitragsschuldner zu leistenden
Pflichtbeitrage zur Sozialversicherung einschlieBlich der Beitrdage zur Arbeitsforderung und
e nach Grund und Hohe angemessene Beitrage zu 6ffentlichen oder privaten Versicherungen
zur Absicherung der Risiken von Alter, Krankheit, Pflegebediirftigkeit und Arbeitslosigkeit.

6) MalRgebend ist das Jahreseinkommen, das die Beitragspflichtigen in dem Kalenderjahr haben, das
dem Beginn bzw. einer Fortsetzung der Tagespflege vorangeht (Bemessungszeitraum).

7) Abweichend von Absatz 6 ist jederzeit auf Antrag das Einkommen des Kalenderjahres zugrunde zu
legen, in dem die Férderung in der Tagespflege beginnt bzw. nach Weiterbewilligung fortgesetzt wird,
wenn sich dieses Jahreseinkommen voraussichtlich auf Dauer gegeniiber dem vorangegangenen
Kalenderjahr andert und dies zur Einstufung in eine andere Einkommensgruppe nach der
Kostenbeitragsstaffel flihrt. Dabei erfolgt zunéchst auf der Grundlage von Nachweisen, aus denen sich
die Anderung der Einkommensverhiltnisse ergibt, eine vorldufige Festsetzung ab dem Monat der
Antragstellung bis zum Ende des Festsetzungszeitraumes. Hierzu werden das nachgewiesene aktuelle
Monatseinkommen als Prognosewert und das bis dahin tatsachlich erzielte Einkommen des aktuellen
Jahres herangezogen. Auf der Grundlage der vorzulegenden gesamten Einkommensnachweise fir
dieses Kalenderjahr wird der Beitrag dann endgiiltig nach Ablauf des Kostenfestsetzungszeitraums fiir
den Bewilligungszeitraum festgesetzt.

8) Anderungen der Einkommensverhiltnisse, die zu einem héheren Kostenbeitrag fiihren kénnen, sind
unverziiglich anzugeben und nachzuweisen. Der Kostenbeitrag wird ab dem Zeitpunkt der Anderung
neu berechnet. Anderungen der Einkommensverhiltnisse die zu einem niedrigeren Kostenbeitrag
fihren, werden ab dem Monat in dem dies dem Landkreis Aurich mitgeteilt bzw. der Nachweis dem
Landkreis Aurich vorliegt, neu berechnet. Der Landkreis Aurich behélt sich eine regelmaRige
Uberpriifung der persdnlichen und wirtschaftlichen Verhéltnisse der Kostenbeitragspflichtigen vor.

9) Die Kostenbeitragsschuldner kénnen sich zur Zahlung des hochsten Kostenbeitrages der jeweiligen
Betreuungszeit verpflichten. Dies ist schriftlich zu erklaren. Diese Erklarung kann jederzeit fir die
Zukunft widerrufen werden.

§ 15 Zahlung des Kostenbeitrages
1. Uber die Hohe des Kostenbeitrages ergeht ein schriftlicher Bescheid. Der Kostenbeitrag ist

monatlich zu entrichten und wird jeweils zum 5. eines Monats féllig. Beginnt bzw. endet die
Betreuung wahrend eines Monats, erfolgt eine anteilige, auf den Teilmonat bezogene Festsetzung
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des Kostenbeitrages. Die Berechnung erfolgt dabei anhand der tatsachlichen Anzahl der Tage des
betreffenden Monats.

2. Beieiner Unterbrechung der Tagespflege durch Krankheit des Kindes oder der Tagespflegeperson
von mehr als der Halfte der vereinbarten Betreuungszeit am Stlick, kann der Kostenbeitrag auf
Antrag auf bis zu 50 % fiir den betroffenen Zeitraum gekirzt werden. Fehlt das Kind oder die
Tagespflegeperson aufgrund von Krankheit die gesamte Betreuungszeit eines Monats am Stiick,
wird der Kostenbeitrag auf Antrag flir den Zeitraum vollumfanglich erstattet.

3. Ruckstandige Beitrage konnen im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.

4. Kommen die Kostenbeitragspflichtigen ihrer Zahlungsverpflichtung an zwei aufeinanderfolgenden
Monaten schuldhaft nicht nach, wird die Gewahrung einer laufenden Geldleistung an die
Tagespflegeperson eingestellt und die Forderung des Tagespflegeverhaltnisses beendet. Die
Tagespflegeperson wird durch den Landkreis Aurich rechtzeitig tiber die Einstellung informiert.

§ 16 Erlass des Kostenbeitrages

1) Ist der Kostenbeitrag den Kostenbeitragspflichtigen nicht zuzumuten, kann er gemall § 90 Abs. 3
SGB VIl auf Antrag ganz oder teilweise vom Landkreis Aurich erlassen werden. Fiir die Feststellung der
zumutbaren Belastung ist § 90 Abs. 4 SGB VIII anzuwenden.

2) Der Antrag wird frihestens ab dem Monat, in dem er beim Landkreis Aurich eingeht
(Posteingangsstempel), berlicksichtigt.

V. Schlussbestimmungen

§ 17 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten
Die Personensorgeberechtigten bzw. die Tagespflegepersonen haben

1) die fir die Vermittlung bzw. Forderung der Tagespflege und Festsetzung eines Kostenbeitrages
erheblichen Tatsachen anzugeben und auf Verlangen des ortlichen Jugendhilfetragers der Erteilung
der erforderlichen Auskiinfte durch Dritte zuzustimmen,

2) geeignete Nachweise einzureichen oder auf Verlangen des ortlichen Jugendhilfetragers der Vorlage
entsprechender Belege zuzustimmen und

3) Anderungen in den raumlichen (nur fiir Tagespflegepersonen), persénlichen und wirtschaftlichen
Verhaltnissen, die fir die Leistung erheblich sind oder Gber die im Zusammenhang mit der Leistung
Erklarungen abgegeben worden sind, unverziiglich mitzuteilen. Hierzu zéhlen insbesondere

e Wegfall oder Anderung des nachgewiesenen individuellen Betreuungsbedarfes
e Anderung der Betreuungszeiten

e Kindigung des Betreuungsverhaltnisses

e Anderung der finanziellen Verhéltnisse (gilt nur fiir Personensorgeberechtigte)

e Wechsel des gewohnlichen Aufenthaltes

e wirtschaftliche Anderungen wie z. B. Reduzierung der Arbeitszeit, Eintritt in Elternzeit,
Arbeitslosigkeit (gilt nur fiir Personensorgeberechtigte) sowie

o  Wechsel der Tagespflegeperson innerhalb der GroRtagespflegestelle.
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§ 18 Hartefallregelungen

In besonders begriindeten Hartefdllen kann unter Berlicksichtigung der sozialen Verhaltnisse des
Einzelfalls von den Regelungen dieser Satzung abgewichen werden.

§ 19 Revisionsklausel

Samtliche Inhalte dieser Satzung sind bis zum 31.08.2024 zu evaluieren und auf etwaige
Korrekturbedarfe hin zu tGberprifen.

§ 20 Inkrafttreten

1) Diese Satzung tritt zum 01.09.2022 in Kraft und ersetzt die Satzung des Landkreises Aurich tber die
Forderung von Kindern und die Erhebung von Kostenbeitragen in der Kindertagespflege vom
10.05.2021.

2) Aufgrund der neuen Regelung zur Riicklagenbildung werden in der Zeit vom 01.09.2022-31.10.2022
die bewilligten Betreuungsstunden nach Vorlage des Abrechnungsbogens unabhangig der Fehlzeiten

vollstandig gefordert. Hierdurch wird es den Tagespflegepersonen ermdglicht entsprechende
Ricklagen zu bilden.

Aurich, 14.07.2022
Landkreis Aurich
Landrat

Meinen

Anlage 1
der Satzung des Landkreises Aurich iiber die Férderung
von Kindern und die Erhebung von Kostenbeitragen in der Kindertagespflege

Elternbeitrage in der Kindertagespflege

Kostenbeitrag in Euro je
gewdhrter Betreuungsstunde
Stufe ermitteltes Jahreseinkommen 1. Kind 2. Kind
| 0,00 € bis 15.999,99 € - € - €
Il 16.000,00 € bis 24.499,99 € 0,87 € 0,44 €
11l 24.500,00 € bis 32.999,99 € 1,13 € 0,57 €
v 33.000,00 € bis 41.499,99 € 1,45€ 0,73 €
Vv 41.500,00 € bis 49.999,99 € 1,79 € 0,90 €
Vi ab 50.000,00 € 2,07 € 1,04 €

Die Beitragsstaffelung geht von einem  kindergeldberechtigten Kind und einem
Personensorgeberechtigten aus. Fiir jedes weitere kindergeldberechtigte Geschwisterkind in der
Familie, wird das maligebliche Jahreseinkommen um 3.600,- € verringert. Lebt der andere
Personensorgeberechtigte des Kindes ebenfalls im Haushalt, verringert sich das maRgebende
Jahreseinkommen um weitere 3.600,- €
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B. Bekanntmachungen der Stadt Emden

3. Satzung der Stadt Emden zur Anderung der Entschidigungssatzung vom 15.12.2011
Auf Grund der §§ 10 und 44 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der
Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI 2010, S. 576), zuletzt geadndert durch Gesetz vom
23.03.2022 (Nds. GVBI 2021, S. 191) hat der Rat der Stadt Emden in seiner Sitzung am 07.07.2022
folgende Satzung beschlossen:
Artikel |
Die Entschadigungssatzung der Stadt Emden vom 15.12.2011 wird wie folgt gedndert:

§ 2 Abs. 1 erhilt folgende Fassung:

Als Aufwandsentschadigung einschliellich der Aufwendungen fir eine Kinderbetreuung sind
monatlich zu zahlen:

a)

an jede Ratsfrau und jeden Ratsherr des Rates der Stadt Emdengem. 170,00 €
§ 55 Abs. 1 Satz 1 NKomVG

b)
an jede Ratsfrau und jeden Ratsherr des Rates der Stadt Emden gem. 50,00 €
§ 55 Abs. 1 Satz 1 NKomVG, die/der auf die Bereitstellung von Sitzungs-
unterlagen (Tagesordnungen, Vorlagen und Protokolle) inPapierform
verzichtet, erhalt zusatzlich

c)

an die Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter der Oberbiirgermeisterin/des
Oberburgermeisters gemal § 80 Abs. 2 NKomVG (Burgermeisterin/ Birgermeister)
sowie an die Fraktionsvorsitzenden im Rat der Stadt EmdengemaR § 55 Abs. 1

Satz 3 NKomVG neben der Entschadigung nach Buchstaben a) und b) das 2-fache.

§ 2 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

(2) Vereinigt ein Ratsmitglied den Fraktionsvorsitz und das Amt der Bilirgermeisterin bzw. des
Bilrgermeisters, so wird das 2,5 fache der Aufwandsentschadigung nach Buchstabe a) b) gezahlt.

(3) Fur die Teilnahme an einer Sitzung des Rates der Stadt Emden, eines Ausschusses sowie einer
Fraktionssitzung erhalt jede Ratsfrau und jeder Ratsherr der Stadt Emden gem. § 55 Abs. 1 Satz 1
NKomVG neben den in Absatz 1 genannten Betragen ein Sitzungsgeld von 20,00 €.

§ 2 Abs. 5 erhilt folgende Fassung:

Der als Sitzungsgeld festgesetzte Betrag gilt flr eine Sitzung. Wird eine Sitzungsdauer von insgesamt
zwei Stunden Uberschritten, wird ein weiteres Sitzungsgeld gewahrt.
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§ 2 Abs. 7 erhidlt folgende Fassung:

Die Teilnahme an den Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen wird durch eigenhdndige Unterschrift
in der Anwesenheitsliste nachgewiesen. Die Ausnahme bildet hierbei Online-Sitzungen. Die
Anwesenheit wird durch die oder den Fraktionsvorsitzenden dokumentiert und durch eigenhandige
Unterschrift nachgewiesen werden.

§ 4 Nr. 7 erhilt folgende Fassung:
Hochstsatz fir die Verdienstausfallerstattung und die Verdienstausfallpauschale sind 30,00 € je Stunde.
§ 4 Nr. 10 erhalt folgende Fassung:

Fiir die Erstattung werden in der Regel nur die Stunden in Betracht gezogen, die wahrend der
Regelarbeitszeit anfallen. Diese Regelung giltauch fiir alle Selbstandigen.

§ 4 Nr. 11 wird gestrichen
§ 4 Nr. 12 wird Nr. 11 und erhalt folgende Fassung:

Der Verdienstausfall nach den Ziff. 2 und 8 sowie der Pauschalstundensatz gem. Ziff.9 wird unter
Bericksichtigung einer Wegezeit von 15 Minuten fiir den Hinweg und 15 Minuten fiir den Riickweg
berechnet. Wenn glaubhaft gemacht wird, dass fiir die Zuriicklegung der Wege mehr als je 15 Minuten
bendtigt werden, wird ein Zeitaufwand von bis zu 45 Minuten bericksichtigt.

§ 5 Abs. 1 erhilt folgende Fassung:

Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat der Stadt Emden angehéren (§ 71 Abs. 6 und
§ 73 NKomVG), erhalten nach MalRgabe des § 2 Abs. 4 bis 6 ein Sitzungsgeld von 20,00 €,soweit
es sich nicht um stadtische Bedienstete handelt.

§ 5 Abs. 2 erhilt folgende Fassung:

Die durch Beschluss des Rates der Stadt Emden in die Gremien der Ostfriesischen Landschaft
gewahlten Personen erhalten fiir Landschaftsversammlungen, Ausschuss- und Fraktionssitzungen
eine § 2 Absatz 3 entsprechende Entschadigung, soweit hierfiir von anderer Seite keine Entschadigung
gezahlt wird. Ein Fahrtkostenersatz im Sinne des § 5 Absatz 3 gilt hiermit als abgegolten.

§ 5 Abs. 3 erhilt folgende Fassung:

Fahrtkostenersatz wird in Hohe des Fahrpreises der 6ffentlichen Verkehrsmittel, bei Benutzung des
privaten PKW als Wegstreckenentschadigung in Hohe von 0,30 € pro km gezahlt, wenn der Wohnsitz
in den in § 3 Abs. (1) genannten Ortsteilen liegt. Verdienstausfall und Pauschalstundensatz werden
nach Malgabe des § 4 Abs. 1 Ziff. 1 bis 11 erstattet. Reisekostenverglitung wird nach MaRgabe des §
3 Abs. 2 gewahrt.

§ 7 erhilt folgende Fassung:
(1) Fir die Teilnahme an einer Sitzung des Integrationsrates, des Jugendparlamentes sowie des

Seniorenbeirates der Stadt Emden erhilt jedes satzungsgemaRe Mitglied des jeweiligen Beirates ein
Sitzungsgeld von 20,00 €.
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(2) Fur die Teilnahme an einer Sitzung im Rahmen des Widerspruchsverfahrens in
Sozialhilfeangelegenheiten erhalten die sozialerfahrenen Personen gem. § 116 SGB Xll ein Sitzungsgeld von
20,00 €.

§ 12 erhilt folgende Fassung:

Fraktionen erhalten ab dem 01.07.2008 eine jahrliche Zuwendung. Jede Fraktion erhélt als
Festbetrag 3.000 Euro jahrlich, ihnen wird zuséatzlich fir Technik/Blromieten ein Betrag von 1.000
Euro nach tatsdchlichem Aufwand (Beleg) zur Verfiigung gestellt. AuBerdem erhalten die Fraktionen
fiir jedes Ratsmitglied einen Betrag von 400 Euro.

Fir Weiterbildungsmoglichkeiten der Fraktionsmitglieder steht den Fraktionen ein Betrag von
200 Euro je Fraktionsmitglied pro Jahr zur Verfiigung, der nach Bedarf in Anspruch genommen werden
kann. Die Einreichung des Jahresbedarfes Technik und Miete hat formlos bis zum 30.10. des Vorjahres
zu geschehen und gilt fir das Ratsjahr. In Jahren der Konstituierung des Rates kann dieser 3 Monate
im Nachgang der Konstituierung geschehen. Eine spatere Beriicksichtigung ist nicht maoglich.
Monatlich erfolgen entsprechende Abschlagszahlungen. Sachleistungen (Porto, Telefon u. a.) werden
verrechnet.

Artikel 11
Die 3. Satzung zur Anderung der Entschiadigungssatzung tritt zum 01.08.2022 in Kraft.
Emden, den 08.07.2022
Stadt Emden

Tim Kruithoff
Oberbirgermeister

Bekanntmachung nach dem Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG)
fiir eine Grundwasserentnahme gemiR § 8 WHG / Stadt Emden

Die Gassco AS, Jannes-Ohling-Stralle 40, 26723 Emden, hat einen Antrag nach § 8 WHG fiir eine
Grundwasserentnahme (Herstellung eines Rohrgrabens im Bereich des neuen Wachgeb&udes der
Gassco AS Emden auf dem Betriebsgeldande Emden) gestellt.

Die Stadt Emden hat nach der Vorprifung des Einzelfalls gemaR des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeit (UVPG) vom 12.02.1990 (BGBI. | S. 205), in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24.02.2010 (BGBI. | S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30.11.2016 (BGBI. |
S.2749) geadndert worden ist, festgestellt, dass eine Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeits-prifung fir das Vorhaben nicht besteht.

Es sind insgesamt keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu erwarten bzw. diese werden
durch eine angepasste Technik, durch SchutzmaRRnahmen, durch die angepasste zeitliche Ausflihrung
der BaumalRnahmen und einer 6kologischen Baubegleitung vermieden.

Diese Feststellung wird hiermit gemall § 3a UVPG bekannt gemacht. Diese Feststellung ist nicht
selbstandig anfechtbar.
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Ndhere Informationen zur durchgefiihrten UVP-Vorpriifung sind der Internetseite der Stadt Emden
unter Bekanntmachungen des Fachdienstes Umwelt fiir 6 Wochen ab Veroéffentlichung im Amtsblatt
zu entnehmen.

Emden, den 20.07.2022

Stadt Emden

Der Oberbiirgermeister

C. Bekanntmachungen der Gemeinden

Integriertes Klimaschutzkonzept der Stadt Aurich

Der Rat der Stadt Aurich hat in seiner o6ffentlichen Sitzung am 07.Juli 2022 das integrierte
Klimaschutzkonzept fir die Stadt Aurich beschlossen.

Uber zwei Biirgerbeteiligungen wurde die Offentlichkeit (iber das Projekt informiert. Es wurden mit
verschiedenen Akteuren, der Verwaltung und dem Unternehmen Energielenker MaRnahmen
festgelegt, um die bisherige Energie- und Klimaschutzarbeit fokussiert voranzutreiben.

Mit dem integrierten Klimaschutzkonzept wird die Grundlage fiir eine lokale Klimaschutzarbeit von
hoher Qualitat geschaffen, die eine nachhaltige Zukunft in der Kommune gestaltet. Wesentlicher
Grundgedanke ist es, kommunales Handeln mit den Aktivitaten und Interessen aller weiteren Akteure
zu verbinden. Mit der Unterstiitzung von Akteuren soll zielgerichtet auf die eigenen Klimaschutzziele
hingearbeitet und eine CO,-Neutralitat bis 2045 angestrebt werden.

Die Erstellung des Integrierten Klimaschutzkonzeptes der Stadt Aurich wird im Rahmen der
Klimaschutzinitiative des Bundesministeriums fur Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz (BMUV), vertreten durch den Projekttrager ZUG (Zukunft, Umwelt, Gesellschaft),
gefordert (Forderkennzeichen: 03K13258; Laufzeit: 01.12.2020 — 30.11.2022).

Auf die gleichlautende Bekanntmachung im Aushangkasten des Rathauses sowie im Amtsblatt des
Landkreises Aurich und der Stadt Emden wird hingewiesen. Des Weiteren wird die Bekanntmachung
sowie das integrierte Klimaschutzkonzept und der Malnahmenkatalog dauerhaft unter:
www.aurich.de im Internet der Stadt Aurich eingestellt.

e MaRknahmen-Klimaschutzkonzept Stadt Aurich
e Integriertes Klimaschutzkonzept Stadt Aurich Endbericht

26603 Aurich, den 20.07.2022
Stadt Aurich

Der Birgermeister
Feddermann


http://www.aurich.de/
file://///lk-aur.local/dfs/Userhome/credenius/Maßnahmen-Klimaschutzkonzept%20Stadt%20Aurich.pdf
file://///rathaus.aurich.de/rathaus/ablage/FD26/FD26_neue_Struktur/1%20Klima/Klimaschutzkonzept/Integriertes%20Klimaschutzkonzept%20Stadt%20Aurich%20Endbericht.pdf
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Bekanntmachung des Jahresabschlusses der Gemeinde lhlow
fiir das Haushaltsjahr 2019 sowie Erteilung der Entlastung des Biirgermeisters
gemaR § 129 NKomVG

Der Rat der Gemeinde lhlow hat gemall § 129 Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz
(NKomVG) in seiner Sitzung am 24.05.2022 den nachstehenden Jahresabschluss fiir das Haushaltsjahr
2019 beschlossen und dem Biirgermeister die Entlastung erteilt.

Nachstehend die Bilanz in der komprimierten Darstellungsform zur Veroéffentlichung gemaR § 55
Absatz 1 Satz 3 Kommunalhaushalts- und -kassenverordnung (KomHKVO) i. V. m. RdErl. d. Ml vom
24.04.2017 (Nds.MBI. S. 566).

Bilanz
der Gemeinde Ihlow zum 31.12.2019

Aktiva 2018 2019 Passiva 2018 2019
-Euro- -Euro- -Euro- -Euro-

1. Immaterielles Vermogen 627.978,24 581.627,79|1. Nettoposition 36.050.200,89 35.550.545,33
2. Sachvermégen 51.296.869,08 53.191.976,62|1.1. Basis-Reinvermdgen 15.724.350,67 15.725.096,67
3. Finanzvermdgen 1.035.771,43 1.621.550,86|1.2.  Riicklagen 3.800.204,41 4.214.750,62
4. Liquide Mittel 1.144.343,37 210.866,54(1.3.  Jahresergebnis 414.546,21 41.237,26
5. Aktive Rechnungsabgrenzung 29.775,69 47.933,58|1.4. Sonderposten 16.111.099,60 15.569.460,78
2. Schulden 12.126.349,39 14.633.521,80

2.1. Geldschulden 11.524.433,88 13.659.909,65

2.1.1. Liquiditatskredite 0,00 0,00

2.1.2. Geldschulden (ohne Liquiditatskredite) 11.524.433,88 13.659.909,65

2.2.  Verbindlichkeiten aus kreditéhnlichen 0,00 0,00

Rechtsgeschéften
2.3.  Verbindlichkeiten aus Lieferungen 346.824,62 736.014,42
und Leistungen

2.4. Transferverbindlichkeiten 117.854,59 87.790,45

2.5. Sonstige Verbindlichkeiten 137.236,30 149.807,28

3. Rickstellungen 5.553.512,72 5.076.835,88

4. Passive Rechnungsabgrenzung 404.674,81 393.052,38

Bilanzsumme Aktiva 54.134.737,81 55.653.955,39 Bilanzsumme Passiva 54.134.737,81 55.653.955,39

Der Jahresabschluss der Gemeinde lhlow wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Der Jahresabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2019 und der Bericht Uber die Prifung des
Jahresabschlusses liegen in der Zeit vom 25.07.2022 bis einschliefSlich 02.08.2022 zur Einsichtnahme
im Rathaus der Gemeinde lhlow, Alte Wieke 6, 26632 lhlow, Zimmer 119, 6ffentlich aus.

lhlow, den 18.07.2022
Gemeinde lhlow

Ulrichs
Blrgermeister

Bekanntmachung des Jahresabschlusses der Gemeinde lhlow
fiir das Haushaltsjahr 2020 sowie Erteilung der Entlastung des Blirgermeisters
gemaR § 129 NKomVG

Der Rat der Gemeinde lhlow hat gemall § 129 Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz
(NKomVG) in seiner Sitzung am 24.05.2022 den nachstehenden Jahresabschluss fiir das Haushaltsjahr
2020 beschlossen und dem Biirgermeister die Entlastung erteilt.
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Nachstehend die Bilanz in der komprimierten Darstellungsform zur Vero6ffentlichung gemall § 55
Absatz 1 Satz 3 Kommunalhaushalts- und -kassenverordnung (KomHKVO) i. V. m. RdErl. d. Ml vom
24.04.2017 (Nds.MBI. S. 566).

Bilanz

der Gemeinde Ihlow zum 31.12.2020

Bilanzsumme Aktiva

55.653.955,39 56.982.555,26

Bilanzsumme Passiva

Aktiva 2019 2020 Passiva 2019 2020
-Euro- -Euro- -Euro- -Euro-

1. Immaterielles Vermogen 581.627,79 888.656,91|1. Nettoposition 35.550.545,33 34.623.875,13
2. Sachvermdgen 53.191.976,62 53.981.648,95|1.1.  Basis-Reinvermdgen 15.725.096,67 15.726.438,27
3. Finanzvermdgen 1.621.550,86 1.527.818,85|1.2.  Riicklagen 4.214.750,62 4.255.987,88
4. Liquide Mittel 210.866,54 500.331,30|1.3.  Jahresergebnis 41.237,26 -316.825,15
5. Aktive Rechnungsabgrenzung 47.933,58 84.099,25[|1.4.  Sonderposten 15.569.460,78 14.958.274,13
2. Schulden 14.633.521,80 16.224.669,86
2.1. Geldschulden 13.659.909,65 15.328.967,25
2.1.1. Liquiditatskredite 0,00 0,00
2.1.2. Geldschulden (ohne Liquiditatskredite) 13.659.909,65 15.328.967,25
2.2.  Verbindlichkeiten aus kreditahnlichen 0,00 0,00

Rechtsgeschaften
2.3.  Verbindlichkeiten aus Lieferungen 736.014,42 406.392,09

und Leistungen

2.4. Transferverbindlichkeiten 87.790,45 234.153,66
2.5. Sonstige Verbindlichkeiten 149.807,28 255.156,86
3. Ruckstellungen 5.076.835,88 5.837.020,31
4. Passive Rechnungsabgrenzung 393.052,38 296.989,96

55.653.955,39

56.982.555,26

Der Jahresabschluss der Gemeinde Ihlow wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Der Jahresabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2020 und der Bericht Uber die Prifung des
Jahresabschlusses liegen in der Zeit vom 25.07.2022 bis einschliefSlich 02.08.2022 zur Einsichtnahme
im Rathaus der Gemeinde lhlow, Alte Wieke 6, 26632 lhlow, Zimmer 119, 6ffentlich aus.

Ilhlow, den 18.07.2022
Gemeinde lhlow

Ulrichs
Biirgermeister

Herausgeber:
Bezugspreis:

Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 — 13, 26603 Aurich
Jahrlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten.

Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten.

Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr fiir den Erscheinungstag Freitag der Woche.

Manuskripte fir die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbiiro des Landkreises Aurich, Fischteichweg
7 — 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich.




